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Drucksache 



Zusammenstellung 


des Entwurfs eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplanes 
des ERP-Sondervermögens für das Rechnungsjahr 1954 
(ERP- Wirtschaftsplangesetz 1954) 

— Drucksache 653 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 

(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte 
Wirtschaftsplan des ERP-Sonde* Vermögens 
für das Rechnungsjahr 1954 wird in Ein- 
nahmen und Aufgaben auf 

1 097 964 700 Deutsche Mark 
festgesrellt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Ab>. ] des Dritten Überleiiungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1954 in Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte 
Wirtschaftsplan des ERP-Sondervermögens 
für das Rechnungsjahr 1954 wird in Einnah- 
men und Ausgaben auf 

1 489 968 700 Deutsche Mark 
festgestellt. 

§ 2 

unverändert 
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Entwurf 


W irtschaf tsplan 
des ERP- Sondervermögens 

für das Rechnungsjahr 1954 




Vorwort 


1. Rechtsgrundlage des ERP-Sondervermögens 

Das ERP-Sondervermögen ist durch Artikel III des Gesetzes vom 31. Januar 1950 betreffend das Ab- 
kommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Bundesrepublik Deutschland vom 15. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 1950 S.9) gebildet worden. Das 
Abkommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika (bilaterales Abkommen) wurde durch das genannte Gesetz (Ratifizie- 
rungsgesetz) innerdeutsches Recht. Gemäß Artikel III des Ratifizierungsgesetzes bilden die zu Gunsten 
der Bundesrepublik Deutschland auf Grund des bilateralen Abkommens entstandenen und noch ent- 
stehenden Vermögenswerte ein Sondervermögen des Bundes. 

Eine weitere Rechtsgrundlage wurde durch das Gesetz über die Verwaltung des ERP-Sondervermögens 
vom 31. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1312) — im folgenden Verwaltungsgesetz genannt — geschaf- 
fen. Nach § 1 des Verwaltungsgesetzes ist der Bundesminister für den Marshallplan Verwalter des ERP- 
Sondervermögens. Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit führt die Geschäfte des Bun- 
desministers für den Marshallplan weiter. 

2. Entstehung und Bestandteile des ERP-Sondervermögens 

In Auswirkung des bilateralen Abkommens werden der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der 
Wirtschaftshilfe Dollarbeträge durch die amerikanische Regierung zugeteilt. In periodischen Benach- 
richtigungen (Notification Reports) wird der Bundesregierung mitgeteilt, welche Dollarbeträge für 
Waren oder Dienstleistungen auf Grund der Zuteilungen von der amerikanischen Regierung bereit- 
gestellt worden sind. Entsprechend diesen Dollarzuteilungen sind von der Bundesregierung zu einem 
bestimmten Umrechnungskurs DM-Gegenwerte auf das ERP- oder GARIOA-Sonderkonto der Bundes- 
regierung bei der Bank deutscher Länder einzuzahlen. Zur Erfüllung dieser Verpflichtungen werden 
die DM-Einzahlungen der Importeure für die von ihnen empfangenen Waren oder von ihnen in An- 
spruch genommenen Dienstleistungen (Seefrachten usw.) auf dem ERP-Sammelkonto und dem GARIOA- 
Sammelkonto, die als Verwahrkonten (vgl. Ziff. 7) geführt werden, angesammelt und in Höhe der An- 
forderungen auf das ERP- oder GARIOA-Sonderkonto übertragen. Mit Zustimmung der amerikanischen 
Dienststellen (FOA-Sondermission als Nachfolge-Organisation der ECA/MSA-Sondermission) werden 
die auf dem ERP- oder GARIOA-Sonderkonto gesammelten DM-Gegenwerte der deutschen Wirtschaft 
in der Regel als Investitionsdarlehen oder Zuschüsse zur Verfügung gestellt. 

Die aus den Darlehen eingehenden Zinsen bilden eine weitere Einnahmequelle des ERP-Sonderver- 
mögens. Diese Zinsen und die aus den Darlehen rückfließenden Tilgungen werden revolvierend gemäß 
der im § 2 des Verwaltungsgesetzes festgesetzten Zweckbestimmung für den Wiederaufbau und die 
Förderung der deutschen Wirtschaft verwendet. 

3. Verfügungsbefugnis 

über die auf den Sonderkonten eingezahlten DM-Gegenwerte kann die Bundesregierung gemäß Arti- 
kel IV Ziff. 6 und Artikel V Ziff. 4 des bilateralen Abkommens nur im Einvernehmen mit der ameri- 
kanischen Regierung, die durch die FOA-Sondermission vertreten wird, verfügen. 

Nach den von seiten der USA ergangenen Richtlinien zum Gesetz über gegenseitige Sicherheit von 
1951 und zu den dazugehörigen Änderungs- und Ergänzungsgesetzen kann über die Zinsen und Til- 
gungen für Kredite, die aus angefallenen DM-Gegenwerten auf Grund von Beschaffungsermächtigungen 
vom 20. Juni 1952 ab gewährt wurden, nur mit Zustimmung der amerikanischen Dienststellen verfügt 
werden (sog. Zablocki-Amendment). Da hinsichtlich der Verwendung dieser Zinsen und Tilgungen mit- 
hin vertragliche Bindungen bestehen, werden sie im Wirtschaftsplan gesondert nachgewiesen. 

4. Berlinhilfe 

Nach Artikel VII des bilateralen Abkommens soll Berlin in größtmöglichem Ausmaße die Hilfe erhal- 
ten, die auf Grund von Beratungen zwischen der Regierung der Bundesrepublik und Berlin für die wirt- 
schaftliche Erhaltung und Entwicklung dieses Gebietes als erforderlich festgesetzt wird. Demzufolge 
sind Berlin bis zum 31. Dezember 1953 aus Mitteln des ERP-Sondervermögens finanzielle Hilfen in 
Höhe von 2 936 900 000 DM wie folgt zuteil geworden: 
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Investitionen 

Arbeitsbeschaffungsm .aßnahmen 

Auftragsfinanzierungen 

Betriebsmittelkredite 

Bürgschaftssicherungsfonds 

Beitrag an den Haushalt zur Zeit der Blockade 

Abdeckung des Haushaltsdefizits 1950/51 

Unterstützung Westberliner Eisenbahner 

Sonstige Maßnahmen 


Kredite 

Mio DM 

Zuschüsse 

Mio DM 

Zusammen 

Mio DM 

1 044,5 

18,4 

1 062,9 

536,3 

25,8 

562,1 

169,9 

— 

169,9 

55,0 

— 

55,0 

— 

20,0 

20,0 

121,0 

552,2 

673,2 

— 

125,0 

125,0 


5,4 

5,4 

254.5 

8,9 

263,4 

2 181,2 

755,7 

2 936,9 


Diese Mittel dienen im besonderen der Erweiterung der Produktionskapazitäten, der Steigerung der 
Produktion und des Absatzes sowie der Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen zum Zwecke der 
Verminderung der Arbeitslosigkeit. Die wirtschaftspolitische Zielsetzung gilt einheitlich für alle aus 
dem ERP-Sondervermögen finanzierten Programme. 

Bei der Entscheidung über die im Rahmen dieser Programme zu finanzierenden Projekte werden so- 
wohl die Bedeutung eines Projektes für die Erreichung der wirtschaftspolitischen Ziele als auch be- 
triebswirtschaftliche Gesichtspunkte in Betracht gezogen. Entsprechend der von der MSA/FOA-Sonder- 
mission bei der Zusage der amerikanischen Wirtschaftshilfe zum Ausdruck gebrachten Auffassung 
über die Verwendung der DM-Gegenwerte sowie der in diesem Zusammenhang von der MSA/FOA- 
Sondermission gestellten Bedingungen und Auflagen sind bei der Vergebung der Mittel bewußt stär- 
kere Risiken dann in Kauf zu nehmen und Bedenken hinsichtlich der privatwirtschaftlichen Beurteilung 
von Projekten zurückzustellen, wenn die wirtschaftspolitische Bedeutung eines Einzelprojektes in An- 
sehung der besonderen Lage Berlins die Zurückstellung der betriebswirtschaftlichen Bedenken gerecht- 
fertigt erscheinen läßt. 


5. Haushaltsmäßige Behandlung des ERP-SondervermÖgens 

Nach Artikel III des Ratifizierungsgesetzes vom 31. Januar 1950 finden die Vorschriften der Reichs- 
haushaltsordnung auf das ERP-Sondervermögen Anwendung. 

Entsprechend dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 27. Juli 1950 wurden die Mittel des ERP- 
Sondervermögens in den Rechnungsjahren 1950 bis 1953 im außerordentlichen Haushalt des Bundes- 
ministers für den Marshallplan (Einzelplan V bzw. 24) nachgewiesen. 

Auf Grund der §§ 7 und 18 des Verwaltungsgesetzes ist vom 1. April 1954 ab ein Wirtschaftsplan über 
alle Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sondervermögens aufzustellen, der durch Gesetz festgestellt 
wird. 

6. Gliederung des Wirtschaftsplanes 

Der Wirtschaftsplan gliedert sich in: 

Kap. 1: ERP-Sondervermögen — Allgemeiner Teil — 

Kap. 2: ERP-Sondervermögen — Teil Bundesrepublik — 

Kap. 3: ERP-Sondervermögen — Teil Berlin — 

Kap. 4: MSA-Wirtschaftshilfe — Anleihe der Export-Import-Bank Washington — 

Im Kap. 1 sind in der Einnahme die im Rechnungsjahr 1954 noch anfallenden DM-Gegenwerte aus der 
amerikanischen Wirtschaftshilfe 1952/54, in der Ausgabe die Beträge, die für allgemeine Aufwendun- 
gen gezahlt werden müssen, veranschlagt worden. 

Kap. 2 umfaßt das Zins- und Tilgungsaufkommen in der Bundesrepublik sowie die im laufenden Rech- 
nungsjahr in der Bundesrepublik zu vergebenden Kredite und Zuschüsse. 

Im Kap. 3 sind das Zins- und Tilgungsaufkommen in Berlin sowie die für Berlin vorgesehenen Kredite 
und Zuschüsse veranschlagt. 

Kap. 4 umfaßt das Zins- und Tilgungsaufkommen der aus der MSA-Wirtschaftsanleihe 1951/52 ge- 
währten Kredite. Aus dieser Wirtschaftshilfe ist der Bundesrepublik Deutschland über die Export-Im- 
port-Bank Washington eine Anleihe in Höhe von 16 900 000$ gewährt worden; die DM-Gegenwerte 
in Höhe von 70 980 000 DM wurden als Kredite vergeben (siehe Bundeshaushaltsplan 1952 Einzelplan V 
außerordentlicher Haushalt Kap. 1 b). Gemäß einer Vereinbarung mit dem Bundesminister der Finan- 
zen werden diese Kredite sowie die Zins- und Tilgungseinnahmen aus diesen Krediten, die nicht Be- 
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standteile des ERP-Sondervermögens sind, aus Zweckmäßigkeitsgründen beim ERP-Sondervermögen 
treuhänderisch verwaltet. Aus diesen Mitteln werden die Zins- und Rückzahlungsverpflichtungen gegen- 
über den USA erfüllt. 

7. Führung von Verwahrkonten 

Da nach dem bilateralen Abkommen erst die auf das ERP- bzw. GARIOA-SonderkonLo eingezahlten 
Beträge als echte Einnahmen anzusehen sind, werden das ERP- und das GARIOA-Sammelkonto als 
„Verwahrkonten" geführt. Auf diesen Konten werden Verrechnungen für Frachtabrechnungen, Baum- 
wollbemusterungskosten, Claimrückzahlungen usw. vorgenommen. Diese Regelung findet auch auf die 
von der Bank deutscher Länder geführte ERP/GARIOA-Treuhandbuchhaltung, in der die Forderungen 
und Verbindlichkeiten vor Inkrafttreten des bilateralen Abkommens vom 15. Dezember 1949 erfaßt 
werden, Anwendung, d< die auf diesen Konten vorgenommenen Verrechnungen von der Bank deut- 
scher Länder selbständig vorgenommen werden. 

Eine haushaltsmäßige Veranschlagung dieser Verrechnungen ist nach Art und Höhe nicht möglich. 

8. Buchführung des ERP-Sondervermögens 

Die Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sondervermögens werden beim Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit in einer kaufmännischen Buchführung erfaßt. Die in den Erläuterungen zum 
Wirtschaftsplan enthaltenen Hinweise „Siehe Koruengruppe " beziehen sich auf die entsprechen- 

den Buchungsstellen in der Buchführung. 

9. Vermögensnachweisung 

Eine Vermögensnachweisung des ERP-Sondervermögens nach dem Stande vom 31. Marz 1953 ist dem 
Wirtschaftsplan als Anlage*) beigefügt. 


* 


*) Unverändert nudi der Vorlage — Drucksache 653 S. 31 bis 52 — . 
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Kap. 

Kap. 

Gegenstand 

Betrag 

für 

Betrag 

für 

Tit. 

Tit. 

1954 

1953 

1954 

1953 


DM 

DM 

I 

2 

3 

4 

5 


Bundes- 

haushalts- 





plan 

ERP-Sondervermögen 





— Allgemeiner Teil — 



1 

A 24 04 

I. Einnahme 



1 

40 

DM- Gegenwerteinzahlungen für Lieferungen und 




41 

Dienstleistungen auf Grund des bilateralen Abkom- 
mens vom 15. Dezember 1949 

383 500 000 

399 800 000 

2 

— 

Erlöse aus der Abrechnung von Einfuhren vor Inkraft- 





treten des bilateralen Abkommens 

3 700 000 

— 

3 

— 

Entnahme aus dem Bestand des ERP-Sond^rvermögens 

107 395 000 

— 

20 

— 

Vermischte Einnahmen 

5 000 

130 680 000') 



Summe Einnahmen 

494 600 000 

530 480 000 


•) 40 

*) Vorjährige Ansätze, die als Beitrag des ERP-Sonder- 




41 

Vermögens aus dem Zins- und Tilgungsaufkommen so- 
wie aus dem Verkauf von Wertpapieren veranschlagt 
wurden, infolge der andersartigen Veranschlagung im 
Wirtschaftsplan aber entfallen. 



1 

A 24 04 

II. Ausgabe 



1 


Für Aufwendungen der Regierung der Vereinigten 





Staaten von Amerika 

9 500 000 

— 



Ausgaben dürfen bis zur Höhe von 10 v. H. etwaiger 
Mehreinnahmen bei Kap. 1 Tit. 1 überschritten werden. 



2 

— 

Kosten für die Einziehung und Überprüfung von For- 





derungen 

200 000 

__ 

3 

600 

Transportkosten für caritative Sendungen 

2 000 000 

2 500 000 

10 

— 

Zinsen für Kredite 

250 000 

— 

20 

954 

Vermischte Ausgaben 

5 000 

200 000 





341 190 000*) 



Summe Ausgaben 

11 955 000 

343 890 000 


950 

’) Vorjährige Ansätze für durchlaufende Posten, die in- 




951 

folge der andersartigen Veranschlagung im Wirtschafts- 




952 

plan entfallen. 




953 





Abschluß 





Einnahmen 

494 600 000 

530 480 000 



Ausgaben 

1 1 955 000 

343 890 000 



Überschuß 

482 645 000 

186 590 000 
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Erläuterungen 


6 


I. Ein 


Zu Tit. 1 

Veranschlagt sind die aus der MSA/FOA Wirtschaftshilfe 
1953 und 1954 anfallenden DM-Gegenwerte, soweit sie im 
Bundeshaushalt 1953, insbesondere wegen des zeitlich unter- 
schiedlichen Beginns des deutschen und des amerikanischen 
Haushaltsjahres, noch nicht veranschlagt werden konnten. 
Die Mittel werden von den Vereinigten Staaten von Amerika 
ohne eine Verpflichtung zur Rückzahlung zur Verfügung ge- 
stellt. Ihre Verwendung ist infolge der mit der Schenkung 
verbundenen Auflagen seitens der amerikanischen Regierung 
zweckgebunden. 

Siehe Kontengruppe 0 

Zu Tit. 2 

Aus den Einfuhren bis Ende 1949 stehen dem ERP-Sonderver- 
mÖgen noch Forderungen gegenüber Importeuren u. a. zu, 
die zum Teil im Prozeßwege geltend gemacht werden müssen. 
Siehe Kontengruppe 7 


II. Au 


Zu Tit. 1 

Gemäß Artikel IV Ziff. 4 des bilateralen Abkommens vom 
15. Dezember 1949 und dem zwischen der Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika und der Bundesrepublik 
Deutschland geführten Notenwechsel vom 14. November 
1952/30. Dezember 1952 sind 10 v. H. eines Teils der aufkom- 
menden DM-Gegenwerte an die Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika zu zahlen. 

Siehe Kontengruppe 8 

Zu Tit. 2 

Die Abrechnung der vor Inkrafttreten des bilateralen Ab- 
kommens vom 15. Dezember 1949 erfolgten Marshallplan- 
einfuhren in die französische Besatzungszone ist durch die 
Deutsche Revisions- und Treuhand AG. geprüft worden. 
Auf Grund ihres Prüfungsberichtes ergaben sich Forderungen 
des ERP-Sondervermögens, mit deren Einziehung die Garan- 
tie-Abwicklungs-GmbH., Frankfurt (Main), beauftragt wurde. 
Als Gebühr sind 1 v.H. der eingezogenen Forderungen vor- 
gesehen. Weitere Kosten können u. a. entstehen durch die 
Einsetzung eines Schiedsgerichtes zur Klärung eines An- 
spruches in Höhe von 8 000 000 DM gegenüber den Ländern 
der französischen Besatzungszone, der aus den Einfuhren 
von Mineralölprodukten in die französische Besatzungszone 
stammt. Diese Kosten gehören nicht zu den gemäß § 13 Ver- 
waltungsgesetz vom Bund zu tragenden Verwaltungskosten. 
Siehe Kontengruppe 8 


ahme 

Zu Tit. 3 

Veranschlagt sind DM-Beträge aus amerikanischen Hilfs- 
programmen, die kassenmäßig zur Verfügung stehen, über 
deren Programmierung jedoch mit der FOA-Sondermission 
im Haushaltsjahr 1953 keine abschließende Vereinbarung 
getroffen werden konnte. 

Siehe Kontengruppe 0 

Zu Tit. 20 

Der Betrag ist geschätzt. 

Siehe Kontengruppe 8 


sgabe 

Zu Tit. 3 

Die Inlandtransportkosten für amerikanische Liebesgaben- 
sendungen werden den deutschen freien Wohlfahrtsverbän- 
den erstattet im Rahmen des bilateralen Abkommens und 
des Abkommens zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika betreffend die abgabenfreie Einfuhr caritativer 
Sendungen in die Bundesrepublik und die Erstattung der 
Transportkosten für solche Sendungen vom 29. Mai 1951. Da- 
neben werden den Wohlfahi tsverbänden Transportkosten für 
Liebesgabensendungen aus dem sonstigen Auslande ersetzt. 
Siehe Kontengruppe 8 

Zu Tit. 10 

Veranschlagt sind die Zinsen für einen gegebenenfalls gemäß 
§ 10 des Gesetzes über die Verwaltung des ERP-Sonderver- 
mögens vom 31. August 1953 aufzunehmenden Kassenkredit. 
Siehe Kontengruppe 8 

Zu Tit. 20 

Der Betrag ist geschätzt. 

Siehe Kontengruppe 8 
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Kap. 

Tit. 

1954 


2 

1 

2 

3 

4 

5 

6 
7 


Kap. 


Betrag 

Betraq 

Gegenstand 

für 

für 

Tit. 

1954 

1953 

1953 


DM 

DM 


2 3 4 


Bundes- 

haushalts- 

plan 

ERP-Sondervermögen 

— Teil Bundesrepublik — 



A 24 04 

I. Einnahme 



43 

Erträge aus Beteiligungen 

7 590 000 

90 000 

45 

Zinsen aus Darlehen, Bankguthaben, Wertpapieren, 
sonstigen Anlagen usw 

183 425 000 

178 109 000 

— 

Zinsen aus Darlehen, über deren Verwendung mit der 
MSA/FOA vertragliche Bindungen bestehen 

7 200 000 

— 

45 

Tilgungen von Darlehen und sonstige Rückflüsse 

605 179 000 

162 891 000 

— 

Tilgungen von Darlehen, über deren Verwendung mit 
der MSA/FOA vertragliche Bindungen bestehen .... 

184 000 

-- 

— 

Vergütungen für die Übernahme von Bürgschaften . . . 

300 000 

— 

42 

Erlöse aus dem Verkauf unbrauchbar oder entbehrlich 
gewordener Geräte, Ausstattungsgegenstände u. dgl., 
die aus Zuschüssen des ERP-Sondervermögens ange- 
schafft worden sind 

5 000 

50 000 


I Summe Einnahmen 803 883 000 341 140 000 
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Erläuterungen 


Zu Tit. 1 

Das ERP-Sondervermögen ist beteiligt an 
der 

a) Bank für Vertriebene und Geschädigte 

(Lastenausgleichsbank) AG mit 3 000 000 DM 

b) Deutschen Siedlungsbank mit 3 000 000 DM 

zu Buchst, a 

vgl. Bundeshaushaltsplan 1950 Epl. V aoH Kap. 1 Tit. 24 der 
Ausgabe 

zu Buchst, b 

vgl. Bundeshaushaltsplan 1952 Epl. V aoH Kap. la Tit. 1 b 
der Ausgabe 

zu Buchst, a und b 

Aus diesen Beteiligungen wird eine Einnahme von 90 000 DM 
erwartet. 

Ferner stellt das ERP-Sondervermögen der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau zur Verstärkung der haftenden Mittel einen 
Betrag von 150 000 000 DM zur Verfügung; der Zinsertrag 
hieraus wird auf 7 500 000 DM geschätzt. Im Jahre 1949 
ist der Kreditanstalt für Wiederaufbau von den Militär- 
gouverneuren aus den ERP-Gegenwertmitteln ein Betrag 
von 94 000 000 DM ohne Zinsverpflichtung überlassen worden. 
Einnahmen, welche die Kreditanstalt für Wiederaufbau aus 
der Verwendung dieser Sondereinlagc erhält, werden von 
ihr dieser Sondercinlage zugeführt. Der Betrag von 
94 000 000 DM zuzüglich der aufgelaufenen Zinsen wird 
von der Kreditanstalt für Wiederaufbau in ihrer Bilanz als 
„Rücklage aus Mitteln des ERP-Sondervermögens" bezeich- 
net; sie beträgt, per 31. Dezember 1953 117 906 088 DM. Die 
Sondercinlage von 94 000 000 DM wird buchmäßig als Teil 
des ERP-Sondervermögens in dessen Vermögensnachweis 
geführt. 

Das ERP-Sondervermögen stellt dem Bundeshaushalt 1954 
(vgl. Bundeshaushaltsplan 1954 Kap. A 6002 Tit. 41) zwecks 
Beteiligung der Bundesrepublik an der Weltbank einen Be- 
trag von 20 000 000 DM zur Verfügung (vgl. Kap. 2 Tit. 20 
der Ausgabe). Nach einem Beschluß der Bundesregierung 
vom 28. August 1953 wird das ERP-Sondervermögen in Höhe 
der von ihm geleisteten Beiträge im Innenverhältnis hinsicht- 
lich etwaiger Gewinne und Verluste der Weltbank sowie 
der Rückflüsse bei Austritt der Bundesrepublik Deutschland 
aus der Weltbank oder bei Liquidation der letzteren als 
Anteilseigner angesehen. 

Siehe Kontengruppe 8 

Zu Tit. 2 

Veranschlagt sind: 

a) Zinsen von der Kreditanstalt für Wie- 


deraufbau 167 000 000 DM 

b) Zinsen von der Bank für Vertriebene 

und Geschädigte (Lastenausgleichs- 
bank) AG ' 900 000 DM 

c) Zinsen von der Finanzierungs-AG., 

Speyer 2 000 000 DM 

d) Zinsen aus der 5°/oigen Bundesanleihe 

1952 ' 4 875 000 DM 

c) Zinsen aus Bankguthaben, Wertpa- 
pieren, sonstigen Anlagen usw 3 650 000 DM 

f) Mehreinnahmen 5 000 000 DM 


183 425 000 DM 

zu Buchst, f 

Erfahrungsgemäß fallen im Laufe des Rechnungsjahres Mehr- 
einnahmen an, die mit 5 000 000 DM geschätzt sind. 

Siehe Kontengruppe 8 


Zu Tit. 3 

Veranschlagt sind: 

a) Zinsen von der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau 

b) Zinsen von der Bank für Vertriebene 

und Geschädigte (Lastenausgleichs- 
bank) AG 

Vgl. Vorwort Ziff. 3 

Siehe Kontengruppe 8 


7 180 000 DM 

20 OOP DM 
7 200 000 DM 


Zu Tit. 4 

Veranschlagt sind: 

a) Tilgungen durch die Kreditanstalt für 

Wiederaufbau 

b) Tilgungen durch die Bank für Ver- 

triebene und Geschädigte (Lasten- 
ausglcichsbank) AG 

c) Tilgungen durch die Finanzierungs- 

AG., Speyer 

d) Sondereinnahme zur Verstärkung der 

haftenden Mittel der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (vgl. Kap. 2 Tit. 21 
der Ausgabe) 

e) Erlöse infolge Rücknahme der 5%igen 

Bundesanleihe von 1953 durch den 
Bund 

f) Mehreinnahmen 


zu Buchst, f 


170 200 000 DM 

3 000 000 DM 
6 975 000 DM 


150 000 000 DM 

255 004 000 DM 
2 0 000 000 DM 
605 179 000 DM 


Erfahrungsgemäß fallen durch vorzeitige Tilgungen und son- 
stige Rückflüsse Mehreinnahmen an, die mit 20 000 000 DM 
geschätzt sind. 

Siehe Kontengruppe 7 


Zu Tit. 5 

Veranschlagt sind: 

a) Tilgungen durch die Kreditanstalt für 

Wiederaufbau 184 000 DM 

b) Tilgungen durch die Bank für Ver- 

triebene und Geschädigte (Lastenaus- 
gleichsbank) AG. -- 

184 000 DM 

vgl. Vorwort Ziff. 3 
Siehe Kontengruppe 7 


Zu Tit. 6 

Für die Übernahme von Bürgschaften durch das ERP-Soncler- 
vermögen wird grundsätzlich eine Vergütung erhoben. Sie 
dient insbesondere der Abdeckung etwaiger aus der Bürg- 
schaftsübernahme entstehender Verluste (vgl. Kap. 2 Tit. 22 
der Ausgabe). 

Siehe Kontengruppe 8 


Zu Tit. 7 

Der Betrag ist geschätzt. 
Siehe Kontengruppe 8 
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Kap. 


Kap. 


Tit. 


Tit. 


Geg 


1954 

1 


1953 

2 


enstand 


Betrag 

für 

1954 

DM 


Betrag 

für 

1953 

DM 


3 


( 2 ) 


(A 24 04) 


II. Ausgabe 


l 


2 


3 


530 

600 

530 


530 


In Abweichung von den allgemein geltenden Kondi- 
tionen dürfen Kredite, insbesondere am Vertriebene 
und Flüchtlinge (einschließlich solcher nichtdeutscher 
Staatsangehörigkeit) und an Unternehmungen im 
Zonenrandgebiet, zu erleichterten Bedingungen (Zins- 
satz, Tilgung, Absicherung) gewährt werden, sofern nur 
durch derartige Bedingungen der Kreditzweck erreicht 
werden kann. 

Ausgabereste aus dem Rechnungsjahr 1950 (Bundes- 
haushaltsplan Epl. V aoH Kap. 1) dürfen noch im Rech- 
nungsjahr 1954 verausgabt werden. 

Zur Sicherung einer kontinuierlichen Finanzierung 
langfristiger Investitionsprcgramme müssen bereits im 
Rechnungsjahr 1954 Bindungen hinsichtlich der für das 
Rechnungsjahr 1955 erwarteten Rückflüsse und Zinsen 
eingegangen werden. Die Begrenzung der Ermächtigung 
zum Eingehen derartiger Bindungen ist bei den einzel- 
nen Titeln vermerkt. 

Die Programmierung der durch die Bindungsermäch- 
tigung erfaßten Mittel erfolgt gemäß § 16 des Gesetzes 
über die Verwaltung des ERP-SondervermÖgens vom 
31. August 1953 im Einvernehmen mit den beteiligten 
Bundesressorts; das Gesamtprogramm bedarf der Ge- 
nehmigung des zuständigen Ausschusses des Deutschen 
Bundestages. 

Förderungsmaßnahmen für die Land-, Forst- und Fisch- 
wirtschaft 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 40 000 000 DM. 

Förderungsmaßnahmen für den Bergbau einschl. den 

Bergarbeiterwohnungsbau 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 30 000 000 DM. 

Förderungsmaßnahmen für die Energie- und Wasser- 
wirtschaft . . 

Bindungsermächtigung; Bis zur Höhe von 80 000 000 DM. 


33 250 000 


37 000 000 


103 300 000 


4 770 000 


15 000 000 


32 000 000 
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Erläuterungen 


Zu Tit. 1 

Veranschlagt sind: 

Kredite für 

a) wasserwirtschaftliche Maßnahmen der 

Landeskultur 

b) ländliche Trinkwasserversorgung .... 

c) die Emslanderschließung 

d) den Wiederaufbau landwirtschaftlicher 

Gebäude 

e) die Fischwirtschaft 

Zuschüsse für 

f) landwirtschaftliche Aufgaben 

zu Buchst, a 

Die für wasserwirtschaftliche Maßnahmen bereitgestellten 
Mittel von 10 000 000 DM dienen der Kultivierung meliora- 
tionsbedürftiger Flächen. 

zu Buchst, b 

Der für die ländliche Trinkwasserversorgung vorgesehene 
Betrag von 5 000 000 DM soll im Interesse der Gesundheit der 
ländlichen Bevölkerung, der Leistungsfähigkeit des Vieh- 
stapels sowie zur Erleichterung der bäuerlichen Arbeit auf 
dem Hofe verwendet werden. 

zu Buchst, c 

Für die Erschließung des Emslandes wurden entsprechend 
der agrarpolitischen Bedeutung dieses Projektes 2 000 000 DM 
veranschlagt. 

zu Buchst, a bis c 

Die vorgenannten Maßnahmen sind ein Beitrag zur ländlichen 
Siedlung — insbesondere der Flüchtlingssiedlung — ; sie 
schaffen günstige Voraussetzungen für die Errichtung neuer 
landwirtschaftlicher Betriebe und verbessern die Lebensbedin- 
gungen und Ertragsverhältnisse der Siedlerstellen. 

zu Buchst, d 

Der Betrag von 8 000 000 DM dient dem Aufbau kriegszer- 
störter Gehöfte und der Beseitigung von Witterungsschäden 
an landwirtschaftlichen Gebäuden. 

zu Buchst, e 

Die Mittel dienen der Modernisierung der Fischerei; sie sind 
für den Bau von Kuttern und Loggern für den Heringsfang 
vorgesehen. 

zu Buchst, f 

Die für landwirtschaftliche Aufgaben veranschlagten Zu- 
schüsse (vgl. §5 Abs. 2 Satz 2 Verwaltungsgesetz) in Höhe 
von 4 250 000 DM finden in der Hauptsache Verwendung für 
die Fortsetzung des Beratungsdienstes, der vom Rechnungs- 
jahr 1950 ab mit Mitteln des ERP*Sondervermögens in allen 
Ländern des Bundesgebietes eingerichtet wurde; es handelt 
sich hierbei um die persönlichen und sächlichen Kosten der 
Kreisberater und Landesspezialisten. Ein weiterer Teil dieser 
Mittet soll für Forschungsaufträge, zur Nachwuchsförderung 
sowie für die Landfrauen- und Gartenbauberatung verwendet 
werden. Darüber hinaus soll der land- und hauswirtschaft- 
liche Auswertungs- und Informationsdienst (AID) in die 
Lage versetzt werden, die aus Mitteln des ERP-Sonderver- 
mÖgens begonnene Informationsarbeit, insbesondere die 
Herausgabe von aufklärenden Schriften, fortzusetzen. 

Durch die Bindungsermächtigung bei Tit. 1 soll durch Kredit- 
zusagen im Rechnungsjahr 1954 auf Mittel, die dem ERP- 
Sondervermögen im kommenden Rechnungsjahr anfallen 
werden, die Fortführung langfristiger Investitionsprogramme 
sichergestellt und die Inangriffnahme weiterer Programme 
ermöglicht werden. Von dem Betrage von 40 000 000 DM 
sind 10 000 000 DM für das im Rechnungsjahr 1954 begonnene 
Investitionsprogramm für die ländliche Trinkwasserversor- 
gung vorgesehen. 

Siehe Kontengruppen 3 und 8 


10 000 000 DM 
5 000 000 DM 
2 000 000 DM 

8 000 000 DM 
4 000 000 DM 

4 250 000 DM 
33 250 000 DM 


Zu Tit. 2 


Veranschlagt sind: 
Kredite für 


a) den Kohlenbergbau 

b) den Bergarbeiterwohnungsbau 


35 000 000 DM 
2 000 000 DM 
37 000 000 DM 


zu Buchst, a 

Die Bereitstellung von 20 000 000 DM für den Kohlenbergbau 
dient der teilweisen Erfüllung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 11. Januar 1952 (vgl. Protokoll über die 
184. Plenarsitzung). Der Betrag wird durch Mittel eines Banken- 
konsortiums um 20 000 000 DM aufgestockt und ist für In- 
vestitionen zur Steigerung der Stein- und Braunkohlenförder- 
leistungen (Aus- und Umbau von Förderschächten, Einrich- 
tung von Fördergerüsten, Aufstellung von Fördermaschinen 
und Kohlentransporteinrichtungen) vorgesehen. 


Für den Braunkohlenbergbau sind weitere 15 000 000 DM 
veranschlagt worden. 

Die Weiterfinanzierung der Investitionsprogramme des 
Kohlenbergbaues ist besonders vordringlich. Zur Schließung 
der vorhandenen Finanzierungslücke sollen bereits im Rech- 
nungsjahr 1954 vertragliche Bindungen bis zur Höhe von 
30 000 000 DM auf die im Rechnungsjahr 1955 dem ERP- 
Sondervermögen anfallenden Mittel eingegangen werden. 


zu Buchst, b 

Der für den Bergarbeiterwohnungsbau veranschlagte Betrag 
von 2 000 000 DM dient zur Restfinanzierung des in Durch- 
führung begriffenen aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 
finanzierten Bergarbeiterwohnungsbauprogramms. 

Siehe Kontengruppe 3 


Zu Tit. 3 

Veranschlagt sind: 
Kredite für 


a) die Elektrizitätswirtschaft 20 300 000 DM 

b) die Gaswirtschaft 33 000 000 DM 

c) die Wasserwirtschaft 50 000 000 DM 

D , . 103 300 000 DM 

zu Buchst a 

Zur Steigerung der Energieleistung sollen u. a. die im Rah- 
men der früheren ECA-Programme I — III A begonnenen Vor- 
haben der Großkraftwerke, soweit sie aus anderen Finan- 
zierungsquellen nicht vollendet werden können, weiter- 
finanziert werden. 6 000 000 DM sind für die Verstärkung 
des ländlichen Stromversorgungsnetzes vorgesehen. 


zu Buchst, b 

Der Betrag dient zur Finanzierung von Investitionen zur Stei- 
gerung der Gaserzeugung, insbesondere für den Industrie- 
verbrauch. Bereits begonnene Vorhaben stehen hierbei im 
Vordergrund. Die Mittel werden zur Aufbereitung und Rei- 
nigung, für die Speicherung und Verteilung des Gases 
einschl. Kompression und Regelung verwendet. 


zu Buchst, c 

Die Mittel sind vorwiegend zur Weiterfinanzierung bereits 
begonnener wasserwirtschaftlicher Vorhaben vorgesehen. Die 
Bauvorhaben dienen der vermehrten Bereitstellung von Nutz- 
wasser an die Industrie, sowie der Frischwasserversorgung 
der Bevölkerung, besonders in Arbeitersiedlungen. 

Die seit Beginn der Marshallplanhilfe im Bereich der Energie- 
wirtschaft umfangreichen, in Angriff genommenen Investi- 
tionsprogramme müssen in den kommenden Jahren fortge- 
führt werden. Die für die Gas- und Wasserwirtschaft ver- 
anschlagten Beträge bilden einen Teil eines neuen, sich 
über mehrere Jahre erstreckenden Programms. Um bereits 
jetzt die Fortführung dieser Investitionsprogramme zu er- 
möglichen, ist die Ermächtigung für die Erteilung von Kredit- 
zusagen bis zur Höhe von 80 000 000 DM zu Lasten der im 
folgenden Rechnungsjahre anfallenden Mittel des ERP- 
SondervermÖgens erforderlich. 

Siehe Kontengruppe 3 
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Kap. 

Tit. 

Kap. 

Tit. 

Gegenstand 

i 

Betrag 

für 

1954 

Betrag 

für 

1953 

1954 

1953 

i 

DM 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 


( 2 ) 


(A 24 04) 


4 

5 

6 

7 


530 


530 

530 


530 


Förderungsmaßnahmen für die Eisen- und Stahl- sowie 

sonstige Grundstoffindustrie 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 30 000 000 DM. 

Förderungsmaßnahmen für die verarbeitende Industrie 
Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 60 000 000 DM. 

Förderungsmaßnahmen für die Bundesbahn, Bundespost 

und den Verkehr 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 120 000 000 DM. 

Förderungsmaßnahmen für den Wohnungsbau 


221 700 000 

41 000 000 


145 450 000 

43 000 000 


2 500 000 

21 000 000 


30 000 000 
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Erläuterungen 



Zu Tit. 4 

Veranschlagt sind: 

Kredite für 

a) Eisen und Stahl 173 500 000 DM 

b) die Grundchemie 48 200 000 DM 

221 700 000 DM 

zu Buchst, a 

Der Betrag dient insbesondere zur Modernisierung und Ra- 
tionalisierung der Stahlerzeugung. 

zu Buchst, b 

Die in der Investitionshilfe nicht berücksichtigte Grundchemie 
steht vor der Notwendigkeit, bestehende Anlagen vergrößern 
und zmn Teil auf rationellere Verfahren umstellen zu müssen. 

Das für die Eisen- und Stahl- sowie die sonstige Grundstoff- 
industrie vorgesehene Investitionsprogramm erstreckt sich 
ebenfalls über mehrere Jahre. Ein Teil der Projekte dieses 
Programms ist bereits anfinanziert oder soll im Rechnungs- 
jahr 1954 in Angriff genommen werden. Dm die Durchführung 
des gesamten Programms zu ermöglichen, ist es erforderlich, 
daß im Rechnungsjahr 1954 vertragliche Bindungen bis zur 
Höhe von 30 000 000 DM zu Lasten der im folgenden Rech- 
nungsjahr anfallenden Mittel des ERP-Sonclervermögens ein- 
gegangen werden. 

Siehe Kontengruppe 3 


Zu Tit. 5 

Veranschlagt sind Kredite insbesondere für die exportinten- 
sive Industrie. Während die in den früheren Jahren aufge- 
stellten Investitionsprogramme vornehmlich dem Wiederauf- 
bau dienten, liegt nunmehr der Schwerpunkt bei der Mo- 
dernisierung und Rationalisierung in den Zonenrandgebieten 
und in den dem Saargebiet benachbarten Kreisen des Landes 
Rheinland-Pfalz auch noch beim Wirtschaftsaufbau. 

Um eine Unterbrechung bei der Durchführung dieses Pro- 
gramms nicht eintreten zu lassen, sollen vertragliche Bindun- 
gen bis zur Höhe von 60 000 000 DM zu Lasten der im 
Rechnungsjahr 1955 eingehenden Mittel des ERP-Sonderver- 
mögens eingegangen werden. 

Siehe Kontengruppe 3 


Zu Tit. 6 


Veranschlagt sind: 

Kredite für 

a) die Bundesbahn 55 000 000 DM 

b) die Bundespost 15 000 000 DM 

c) die Seeschiffahrt 62 450 000 DM 

d) die Binnenschiffahrt 8 000 000 DM 

e) die See- und Binnenhäfen 5 000 000 DM 


145 450 000 DM 


zu Buchst, a 

Mit dem Betrage von 35 000 000 DM beabsichtigt die Deutsche 
Bundesbahn folgende Investitionen zu finanzieren: 
Beschaffung von 12 Dampflokomotiven 
Beschaffung von 5 elektrischen Lokomotiven 
Umbau von 2 elektrischen Lokomotiven 

Beschaffung von 11 elektrischen Triebwagen 
Beschaffung von 13 Akkumulatorentriebwagen und 18 
Steuerwagen, dazu Antriebsteilen für 
einen Gliedertriebzug 


Beschaffung von 12 D-Zug-Wagen 
Beschaffung von 430 offenen Güterwagen 

Beschaffung von Aufbauten zur Herrichtung von Wagen für 
die Beförderung von Kraftfahrzeugen und 
für die Beschaffung von Radsätzen. 

20 000 000 DM sind insbesondere für die Beschaffung von 
Güter- und Reisezugwagen vorgesehen. Der vorhandene 
Güterwagenpark reicht für den augenblicklichen Bedarf aus. 
Damit die Deutsche Bundesbahn die künftigen erhöhten An- 
forderungen erfüllen kann, ist der zusätzliche Bau von 
Güterwagen dringend erforderlich. 

zu Buchst, b 

Die Mittel dienen zur Beschaffung von Bahnpostwagen, 
zu Buchst, c 

Der Betrag von 50 000 000 DM ist die dritte Rate auf den Bei- 
trag des ERP-Sondervermögens zur Durchführung des Linien- 
schiffbauprograinms 1952/1954 in einer Gesamthöhe von 
130 000 000 DM. Mit dem veranschlagten Betrage sind 
110 000 000 DM bereitgestellt worden. Die Mittel werden in 
erster Linie für die Ablösung älterer Wechselverbindlich- 
keiten aus früheren Schiffsbauprogramnren der Reeder ver- 
wendet, die im Linienschiffbauprogramm 1952T954 berück- 
sichtigt werden sollen. 

12 450 000 DM dienen der Finanzierung anderer Schiffsbau- 
vorhaben. 

zu Buchst, d 

Der Betrag ist zum Neubau von Kähnen und Selbstfahrern, 
zur Motorisierung von Kähnen und Schleppern, zur Beseiti- 
gung von Kriegsschäden und für Umbauten von Frachtschiffen 
und Schleppern vorgesehen. 

zu Buchst, e 

Die Kredite für Seehäfen sollen zur Beseitigung von Eng- 
pässen bei Umschlagsanlagen, Herrichtung von Kai-Liege- 
plätzen für tiefgehende Seeschiffe mit den dazugehörigen 
Kai-Schuppen und Umschlagseinrichtungen, Errichtung von 
Lagerhäusern und modernen Spezial-Umschlagsanlagen für 
Massengüter verwendet werden. 

Die Kredite für die Binnenhäfen sind veranschlagt für die 
Beseitigung von Kriegsschäden, für die Erneuerung und 
Modernisierung von Kai-, Gleis- und Umschlagsanlagen für 
Lagerhäuser und Schuppen und für Neubauten von Gebäuden 
aller Art, hauptsächlich zur Schaffung von Lagerräumen. 

Die Programmierung der Beträge zu Buchst, d und e ist noch 
nicht endgültig, sie dürfen gegebenenfalls ganz oder zum 
Teil für die Seeschiffahrt Verwendung finden. 

Auch für den Wiederaufbau der Verkehrswirtschaft sind lang- 
fristige Investitionsprogramme aufgestellt worden. Die Durch- 
führung dieser Programme erstreckt sich noch auf die kom- 
menden Haushaltsjahre. Wegen der in diesen Wirtschafts- 
bereichen üblichen langen Lieferfristen ist für die Finan- 
zierung des im Rechnungsjahre 1955 vorgesehenen Teilinve- 
stitionsprogramms die Übernahme vertraglicher Bindungen 
bereits im Rechnungsjahr 1954 erforderlich. 

Siehe Kontengruppe 3 

Zu Tit. 7 

Die Mittel sind veranschlagt für Kredite zur Finanzierung 
eines zusätzlichen Wohnungsbauprogramms für Flüchtlinge 
aus der sowjetisch besetzten Zone; sie sind von der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten von Amerika geschenkweise 
zur Verfügung gestellt worden. Die Mittel sollen grundsätz- 
lich nachrangig vergeben werden, es sei denn, daß Kapital- 
marktmittel für den erststelligen Raum nidit zur Verfügung 
stehen. 

Siehe Kontengruppe 2 


15 


Kap. 

Tit. 


Kap. 

Tit. 


Gegenstand 


1954 1953 

i 2 3 



(2) ( A 24 04) 

8 530 Förderungsmaßnahmen für die sonstige gewerbliche 

600 Wirtschaft 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 20 000 000 DM. 

9 600 Förderungsmaßnahmen für die Forschung 

10 600 Maßnahmen zur Förderung des Erfahrungsaustausches 

11 530 Maßnahmen zur Förderung der Produktivität 

600 Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 2 000 000 DM. 

20 — Beitrag des ERP-Sondervermögens zu den Kosten an 

dem Erwerb einer Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland an der Weltbank 

21 — Maßnahmen zur Verstärkung der haftenden MiVel der 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 

22 — Inanspruchnahme aus Gewährleistungs- und Bürg- 

schaftsver + rägen 


Betrag 

für 

1954 

DM 


7 750 000 


3 000 000 


1 500 000 


20 000 000 


150 000 000 


5 000 000 


Betrag 

für 

1953 

DM 

5 


900 000 

500 000 
500 000 

12 400 000 
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Erläuterungen 



Zu Tit. 8 

Veranschlagt sind: 

Kredite für 

a) das Handwerk 3 000 000 DM 

b) den Fremdenverkehr 4 000 000 DM 

Zuschuß für 

c) die Gesellschaft zur Förderung des 

deutsch-amerikanischen Handels mbH. 750 000 DM 

7 750 000 DM 

zu Buchst, a 


Wie bei der exportintensiven Industrie ist es auch beim 
exportintensiven Handwerk erforderlich, den vorhandenen 
Produktionsapparat zu modernisieren und rationalisieren. 
Hierfür sind 1 000 000 DM vorgesehen. Weitere 2 000 000 DM 
sollen für den Aufbau der Kreditgarantiegemeinschaften des 
Handwerks verwendet werden. 

zu Buchst, b 

Dem devisenbringenden Fremdenverkehr sind im Rahmen 
früherer Investitionsprogramme aus Mitteln des ERP-Sonder- 
vermögens 33 800 000 DM zur Verfügung gestellt worden. 
Der veranschlagte Betrag dient zur Fortführung dieser Pro- 
gramme. 

zu Buchst, c 

Die Gesellschaft zur Förderung des deutsch-amerikanischen 
Handels mbH. wurde am 26. Juni 1950 von den Spitzenver- 
bänden der deutschen Wirtschaft gegründet. Aufgabe dar 
Gesellschaft ist es, den deutschen Export in den Dollarraum 
zu fördern und damit zur Schließung der Dollarlücke beizu- 
tragen. Da auch die deutsche Wirtschaft zur Finanzierung der 
Ausgaben der Gesellschaft beiträgt, wird für das Rechnungs- 
jahr 1954 aus Mitteln des ERP-Sondervermögens ein Zuschuß 
von 750 000 DM für notwendig gehalten. 

Für die sonstige gewerbliche Wirtschaft sind ebenfalls wie 
bei den anderen Wirtschaftsbereichen langfristige Invesli- 
tionsprogramme aus Mitteln des ERP-Sondervermögens auf- 
gestellt worden. 

Zur Fortführung dieser Programme sollen vertragliche Bin- 
dungen bis zur Höhe von 20 000 000 DM, von denen bis zu 
10 000 000 DM auf Kredite für die Ernährungswirtschaft ent- 
fallen, auf im Rechnungsjahr 1955 anfallende Mittel des ERP- 
Sondervermögens übernommen werden. 

Siehe Kontengruppen 3 und 8 
Zu Tit. 9 

Veranschlagt sind Zuschüsse zur Förderung der wirtschafts- 
nahen Forschung. 

Um die deutsche Forschung in den Stand zu setzen, Anschluß 
an die Forschung des Auslandes zu erhalten, wurden in allen 
Programmen des ERP-Sondervermögens Zuschüsse für For- 
schungszwecke bereitgestellt. Zur Fortführung begonnener 
und zur Finanzierung neuer Forschungsvorhaben sollen 
weitere 3 000 000 DM den Bundesministerien für Wirtschaft, 
des Innern und für Verkehr zur Verfügung gestellt werden. 
Siehe Kontengruppe 8 
Zu Tit 10 

Siehe Kontengruppe 8 

Zu Tit. 11 

Die Mittel sind veranschlagt als Zuschuß zur Durchführung 
vordringlichster Produktivitätssteigerungsmaßnahmen, zum 
Beispiel auf den Gebieten Typisierung, Rationalisierung des 
Betriebes, Branchen- und Betriebsuntersuchungen. Sie dienen 
der Fortsetzung der im Bundeshaushaltsplan 1953 bei Kap. 
A 2404 Tit. 530 und 600 erwähnten Maßnahmen. 

Die im Rahmen des Produktivitätsprogramms eingehenden 
Zins- und Tilgungsbeträge sind nach einem Übereinkommen 
mit der FOA-Sonde-rmission einem revolvierenden Fonds zu- 


zuführen und für gleiche Zwecke zu verwenden. Um die Fort- 
führung der innerhalb des Programms in Angriff genommenen 
Rationalisierungsmaßnahmen sichern zu können, ist es er- 
forderlich, bereits im Rechnungsjahr 1954 verbindliche Zu- 
sagen zur Bereitstellung der Mittel zu geben, die im Rech- 
nungsjahr 1955 für diesen Zweck zur Verfügung stehen. 
Siehe Kontengruppe 8 
Zu Tit. 20 

Auf Grund des Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Abkommen über den Internationalen 
Währungsfonds und über die Internationale Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung (Weltbank) vom 28. Juli 1952 ist die 
Bundesrepublik mit einer Quote von 330 Millionen $ an der 
Weltbank beteiligt. Ein Anteil von 18 v H. der Quote ist in 
Landeswährung einzuzahlen. Die Bundesregierung hat sich 
verpflichtet, den auf diesen Teil noch zu leistenden Betrag 
von rd. 247 Millionen DM in längstens 10 Jahresraten zu 
zahlen. 

Für das Rechnungsjahr 1954 sind der Weltbank zugesagt 
worden: 

a) 13 020 000 DM zur Verwendung für einen Kredit der 

Weltbank an Jugoslawien 

b) 20 000 000 DM, über deren Verwendung die Weltbank mit 

der Bundesregierung noch keine Verein- 
barung getroffen hat. 

Der Betrag zu Buchst, b ist die erste Rate des vom ERP-Son- 
dervermögen auf Grund eines Beschlusses der Bundesregie- 
rung vom 28. August 1953 insgesamt übernommenen Anteils 
von 100 000 000 DM, der in jährlichen Raten von 20 000 000 
DM dem Bundeshaushalt zur Verfügung zu stellen ist. (Vgl. 
Bundeshaushaltsplan 1954 Kap. A 6002 Tit. 41 und 683). 

Siehe Kontengruppe 4 

Zu Tit. 21 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau ist gemäß § 2 des Ge- 
setzes über die Kreditanstalt für Wiederaufbau in der Fas- 
sung vom 22. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 65) mit einem 
Grundkapital in Höhe von 1 000 000 DM ausgestattet. Die Bi- 
lanzsumme nach dem Stand vom31. Dezember 1953 beträgt 
4 868 606 000,64 DM. Da das Eigenkapital der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau in keinem Verhältnis zu der ausgewie- 
senen Bilanzsumme steht, erscheint es angebracht, die haf- 
tenden Mittel angemessen zu verstärken. Es ist beabsichtigt, 
daß das ERP-Sondervermögen die hierfür notwendigen Mittel 
in Höhe von 150 000 000 DM zur Verfügung stellt. Ob das 
Grundkapital der Kreditanstalt für Wiederaufbau entspre- 
chend erhöht oder durch besondere vertragliche Vereinbarun- 
gen ein Vorzugskapital oder eine Sondereinlage geschaffen 
wird, steht noch dahin. Es muß sichergestellt werden, daß die 
Einlage gegenüber dem ERP-Sondervermögen angemessen 
verzinst wird und daß sie bei Liguidation der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau dem ERP-Sondervermögen bevorzugt wie- 
der zufällt. 

Siehe Kontengruppe 4 

Zu Tit. 22 

Da die Mittel des ERP-Sondervermögens nicht ausreichen, 
um den Finanzierungsbedarf vordringlicher Investionsvor- 
haben zu erfüllen, sollen Bürgschaften durch das ERP-Sonder- 
vermögen in solchen Fällen übernommen werden, in denen 
die Kreditgewährung aus Mitteln des Kapitalmarktes erfol- 
gen kann, die Kreditnehmer aber zur Stellung bankmäßiger 
Sicherheiten nicht oder nicht in dem erforderlichen Umfange 
in der Lage sind. 

Die Übernahme der Bürgschaften erfolgt auf Grund beson- 
derer gesetzlicher Ermächtigung. 

Die veranschlagten Mittel sind zur Deckung etwaiger Inan- 
spruchnahmen des ERP-Sondervermögens aus solchen Ge währ- 
leistungs- und Bürgschaftsverträgen vorgesehen. 

Siehe Kontengruppe 8 
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Kap. 

Tit. 

1954 

l 


( 2 ) 


Kap. 

Gegenstand 

Betrag 

für 

Betrag 

für 

Tit. 

1954 

1953 

1953 


DM 

DM 

2 

3 

4 

5 


( A 24 04) 


30 


530 

6ÖÖ 


Wirtschaftliche Förderungsmaßnahmen aller Art 

Die Mittel des Titels sind mit denen der Titel 1 bis 11 
deckungsfähig. 

Summe Ausgaben 


37 678 000 249 400 000 


849 628 000 368 970 000 


Abschluß 


Einnahmen 
Ausgaben . 
Zuschuß . . 


803 883 000 
849 628 000 
45 745 000 


341 140 000 
368 970 000 
27 830 000 
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Erläuterungen 


Zu Tit. 30 

Bei einzelnen Wirtschaftsbcreichen stehen die Verwendungs- 
zwecke noch nicht fest. Insbesondere handelt es sich hier um 
die Mittel, die im Rahmen des Zablocki- Amendments (vgl. 
Vorwort Ziff. 3) anfallen, über die Verwendung der Mittel 
wird seitens der FOA-Sondermission erst entschieden wer- 
den, wenn ihre Höhe kassenmäßig feststeht. Entsprechendes 
gilt auch für Einnahmen aus Umprogrammierungen oder vor- 
zeitigen Tilgungen, über deren Verwendung erst nach Ein- 
gang der Beträge entschieden werden kann. 

Aus diesen Mitteln können auch in besonderen Fallen im 
Rahmen des § 5 Abs. 2 Verwaltungsgesetz verlorene Zu- 
schüsse gewährt werden. 

Siehe Kontengruppen 2, 3 und 8 
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Kap. 

Kap. 

Tit. 

Tit. 

1954 

1953 

l 

2 


Bundes- 

haushalts- 

plan 


Gegenstand 


ERP- Sondervermögen 

— Teil Berlin — 


Betrag 

für 

1953 


a 24 04 I. Einnahme 

— Erträge aus Beteiligungen 


Zinsen aus Darlehen, Bankguthaben, Wertpapieren, 
sonstigen Anlagen usw. 

Zinsen aus Darlehen, über deren Verwendung mit der 
MSA/FOA vertragliche Bindungen bestehen 

Tilgungen von Darlehen und sonstige Rückflüsse 


Tilgungen von Darlehen, über deren Verwendung mit 
der MSA/FOA vertragliche Bindungen bestehen . . . 

Ablösungen, Erträge und sonstige Einnahmen aus der 
Eigenkapitalfinanzierung 

Vergütungen für die Übernahme von Bürgschaften .... 

Entnahme aus dem Bestand des ERP-Sondervermögens 
und aus der Anlage des Fonds im Rechnungsjahr 1954 
anfallende Zinsen zur Auffüllung des Bürgschafts- 
Sicherungsfonds 

Erlöse aus dem Verkauf unbrauchbar oder entbehrlich 
gewordener Geräte, Ausstattungsgegenstände u. dgl., 
die aus Zuschüssen des ERP-Sondervermögens ange- 
schafft worden sind 


Summe Einnahmen 


25 102 500 

6 100 000 
147 193 200 

6 600 000 

2 000 000 
300 000 


2 500 000 

5 000 
189 800 700 


50 000 
50 000 


> Vorjährige Ansätze sind bei Kap. 2 Tit. 2 und 4 der Ein- 
nahme nachgewiesen. 
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Erläuterungen 


Zu Tit. 1 

Das ERP-Sonderverinögen ist an der Berliner Industriebank 
AG. mit 5 000 000 DM beteiligt. Im laufenden Rechnungsjahr 
werden voraussichtlich dem ERP-Sondervermögen keine Ge- 
winne zufließen. 

Siche Kontengruppe 8 


Zu Tit. 2 

Veranschlagt sind: 

a) Zinsen von der Berliner Industrie- 
bank AG 19 700 000 DM 

b) Zinsen von der Bank für Vertriebene 

und Geschädigte (Lastenausgleichs- 
bank) AG. im Rahmen ihres Berliner 
Geschäftsbereiches — DM 

c) Zinsen vom Senat von Berlin 3 100 000 DM 

d) Zinsen von der Deutschen Bundesbahn 

im Rahmen des Auftragsfinanzierungs- 
programms 302 500 DM 

e) Zinsen aus Bankguthaben, Wert- 
papieren, sonstigen Anlagen usw 2 000 000 DM 


25 1 02 500 DM 

Siehe Kontcngruppe 8 

Zu Tit. 3 

Veranschlagt sind: 

a) Zinsen von der Berliner Industrie- 
bank AG 6 100 000 DM 

b) Zinsen von der Bank für Vertriebene 

und Geschädigte (Lastenausglejchs- 
bank) AG. im Rahmen ihres Berliner 
Geschäftsbereichs — DM 

ß 1 00 000 DM 

Vgl. Vorwort Ziff. 3 

Siehe Kontengruppe 8 


Zu Tit. 4 

Veranschlagt sind: 

a) Tilgungen durch die Berliner Industrie- 
bank AG 140 000 000 DM 

b) Tilgungen durch die Bank für Vertrie- 
bene und Geschädigte (Lastenaus- 
gleichsbank) AG. im Rahmen ihres 

Berliner Geschäftsbereich 200 000 DM 

c) Tilgungen durch den Senat von Berlin 6 893 200 DM 

d) Tilgungen von Auftragsfinanzierungs- 

krediten durch die Deutsche Bundes- 
bahn — DM 

147 193 200 DM 

Siehe Kontengruppe 7 


Zu Tit. 5 

Veranschlagt sind: 

a) Tilgungen durch die Berliner Industrie- 

bank AG 6 600 000 DM 

b) Tilgungen durch die Bank für Ver- 
triebene und Geschädigte (Lastenaus- 
gleichsbank) AG. im Rahmen ihres 

Berliner Geschäftsbereichs — DM 


6 600 000 DM 

Siehe Kontengruppe 7 

Zu Tit. 6 

Nach einer Vereinbarung mit der MSA-Sondermission vom 
15./19. Juni 1953 sind die aus der Eigenkapitalfinanzierung 
anfallenden Einnahmen dem gleichen Verwendungszweck 
wieder zuzuführen (vgl. Kap. 3 Tit. 20 a der Ausgabe). 

Siehe Kontengruppen 7 und 8 

Zu Tit. 7 

Für die Übernahme von Bürgschaften durch das ERP-Sonder- 
vermögen wird grundsätzlich eine Vergütung erhoben. Sie 
dient insbesondere der Abdeckung etwaiger aus der Bürg- 
schaftsübernahme entstehender Verluste (vgl. Kap. 3 Tit. 22 
der Ausgabe). 

Siehe Kontengruppe 8 

Zu Tit. 8 

Zur Deckung der vom Lande Berlin für ein Kredilvolumen bis 
zu einer Höhe von 200 000 000 DM übernommenen oder noch 
zu übernehmenden Bürgschaften ist aus Mitteln des ERP-Son- 
clervermögens ein Bürgschaftssicherungsfonds in Höhe von 
20 000 000 DM gebildet worden. (Siehe Voranschlag der Ein- 
nahmen und Ausgaben des ERP-Sondervermögens für das 
Rechnungsjahr 1950 und Bundeshaushalt 1952 Epl. V aol f 
Kap. 1 a Titel 26 B). 

Der Fonds wurde bisher mit rd. 1 300 000 DM in Anspruch 
genommen; mit weiteren Verlusten ist zu rechnen. 

Die aus der Anlage des Bürgschaftssicherungsfonds erzielten 
Zinsen sind zur Auffüllung des Bürgschaftssicherungsfonds 
zu verwenden (vgl. Kap. 3 Tit. 23 der Ausgabe). 

Siehe Kontengruppen 1 und 8 

Zu Tit. 9 

Der Betrag ist geschätzt. 

Siehe Kontengruppe 8 
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Kap. 

Tit. 

Kap. 

Tit. 

Gegenstand 

Betrag 

für 

1954 

Betrag 

für 

1953 

1954 

1953 


DM 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 

(3) 

(A 24 04J 

II. Ausgabe 




In Anbetracht der besonderen politischen Situation 
Berlins können im Rahmen der veranschlagten Mittel 
Kredite gewährt oder Beteiligungen übernommen wer- 
den, bei denen die üblichen bankmäßigen und betriebs- 
wirtschaftlichen Voraussetzungen nicht oder nicht in 
vollem Umfange vorliegen, die jedoch im Hinblick aut 
die politische Zielsetzung der Berlinhilfe gerechtfertigt 
erscheinen. In Abweichung von den allgemein gelten- 
den Konditionen dürfen Kredite, sowie Beteiligungen 
und sonstige Finanzierungsmaßnahmen innerhalb des 
Eigenkapitalfinanzierungsprcgramms zu erleichterten 
Bedingungen gewährt werden. Die mit der Berlinhilfe 
verbundenen Auflagen der amerikanischen Regierung 
sind hierbei zu berücksichtigen (vgl. Vorwort Ziff. 4). 

Ausgabereste aus dem Rechnungsjahr 1950 (Bundes- 
haushaltsplan Epl. V aoH Kap. 1) dürfen noch im Rech- 
nungsjahr 1954 verausgabt werden 

Zur Sicherung einer kontinuierlichen Finanzierung 
langfristiger Programme müssen bereits im Rechnungs- 
jahr 1954 Bindungen hinsichtlich der für das Rechnungs- 
jahr 1955 erwarteten Rückflüsse und Zinser eingegan- 
gen werden. Die Begrenzung der Ermächtigung zum 
Eingehen derartiger Bindungen ist bei den einzelnen 
Titeln vermerkt Die Programmierung der durch die 
Bindungsermächtigungen erfaßten Mittel erfolgt gemäß 
§ 16 des Gesetzes über die Verwaltung des ERP-Sonder- 
vermögens vom 31. August 1953 im Einvernehmen mit 
den beteiligten Bundesressorts; das Gesamtprogramm 
bedarf der Genehmigung des zuständigen Ausschusses 
des Deutschen Bundestages. 

Zur Förderung der Berliner Wirtschaft durch Bereit- 
stellung von lnvestitions- und Betriebsmittelkrediten 
sowie durch sonstige Kreditmaßnahmen 

Die Mittel sind mit denen der Tit. 2 und 3 deckungsfähig. 

Ersparnisse bei Tit. 1 können zur Verstärkung der bei 

Tit. 4 veranschlagten Mittel verwendet werden 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 50 000 000 DM, 


161 800 700 


130 000 000 


Für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

Die Mittel sind mit denen der Tit. 1 und 3 deckungsfähig 
Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 50 000 000 DM. 


120 100 000 


26 800 000 


Sonstige wirtschaftliche Förderungsmaßnahmen 

Die Mittel sind mit denen der Tit. 1 und 2 deckungsfällig. 


147 300 000 


Maßnahmen zur Förderung der Forschung und wirt- 
schaftlich bedeutender kultureller Einrichtungen .... 


2 000 000 


2 010 000 
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Erläuterungen 


Zu Kap. 3 

Die bei den einzelnen Titeln ausgebrachte Deckungsfähig- 
keit ist erforderlich, um zweckentsprechende Verwendungen 
der Mittel sowie etwa notwendig werdende Umprogram- 
mierungen nach den jeweiligen Bedürfnissen zu ermöglichen 
und den mit einer geschenkweisen Wirtschaftshilfe verbun- 
denen Auflagen der amerikanischen Regierung zu entsprechen. 

Zu Tit. 1 

Die veranschlagten Mittel dienen der Fortführung der seit 
1950 begonnenen Investitions- und Betriebsmittelkreditpro- 
grainme mit dem Ziel der Förderung der Produktivität der 
Berliner Wirtschaft, insbesondere der Schaffung von Dauer- 
arbeitsplätzen. 

Das langfristige Investitionskreditprogramm soll auch im 
Jahre 1955 fortgeführt werden Um bereits im Rechnungsjahr 
1954 die Inangriffnahme solcher Investitionsprojekte zu er- 
möglichen, für welche die Mittel erst im Rechnungsjahr 195o 
zur Verfügung zu stehen brauchen, ist eine Ermächtigung 
zum Eingehen vertraglicher Bindungen bis zur Höhe von 


50 000 000 DM erforderlich. 

Siehe Kontengruppen 2 und 3 

Zu Tit. 2 

Veranschlagt sind: 

a) für Auftragsfinanzierungen 60 200 000 DM 

b) für das Notstandsprogramm 59 900 000 DM 


120 100 000 DM 

zu Buchst, a 

Durch die bisherigen aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 
in Höhe von 159 700 000 DM durchgeführten Auftragsfinan- 
zierungsprogramme sind der Berliner Wirtschaft zusätzliche 
Aufträge in einem Gesamtumfang von rd. 302 000 000 DM 
zugeführt worden. Hierdurch wurde eine jährliche zusätz- 
liche Beschäftigung von 12 000 bis 15 000 Facharbeitern er- 
möglicht. Dieses Programm, das der Ausnutzung der Berliner 
Produktionskapazität dient und sich auch auf dem Arbeits- 
markt besonders günstig ausgewirkt hat, soll fortgesetzt 
werden. Die veranschlagten Mittel werden als Kredite ver- 
geben. 

Um der Berliner Wirtschaft die Hereinnahme weiterer Auf- 
träge zu ermöglichen, ist es notwendig, bereits im Rechnungs- 
jahr 1954 vertragliche Bindungen bis zur Höhe von 50 000 000 
DM einzugehen. 


zu Buchst, b 

Zur Entlastung des Arbeilsmarktes ist die Fortführung des 
Notstandsprogramms erforderlich Innerhalb dieses Pro- 
gramms sollen Kredite für den Wohnungsbau, gewerbliche 
und kulturelle Bauten, sowie Zuschüsse u. a. für die Stadt- 
entwässerung, die Enttrümmerung, das Angestelltenpro- 
gramm und die Lehrlingsausbildung gegeben werden. Der 
Betrag von 59 900 000 DM ist der im einzelnen von der FOA- 
Sondermission noch nicht genehmigte Teil des gesamten 
Notstandsprogramms von rd. 170 000 000 DM. Im Rahmen 
dieses Programms sollen rd. 20 000 Arbeitslose Beschäftigung 
finden. 

Siehe Kontengruppen 2, 3 und 8 

Zu Tit. 3 

Hierunter fallen alle sonstigen wirtschaftlichen Förderungs- 
maßnahmen, insbesondere solche, die sich aus der inseilage 
Berlins ergeben. 

In den veranschlagten Mitteln sind 20 000 000 DM als Kredit 
für den Wohnungsbau für Flüchtlinge aus der sowjetisch 
besetzten Zone und 300 000 DM als Zuschüsse für Werbe- 
maßnahmen zur Förderung des Absatzes Berliner Erzeug- 
nisse in der Bundesrepublik enthalten. Der für den Woh- 
nungsbau für Flüchtlinge aus der sowjetisch besetzten Zone 
veranschlagte Betrag ist von der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika geschenkweise zur Verfügung gestellt 
worden. 

Siehe Kontengruppen 2 und 8 

Zu Tit. 4 

Veranschlagt sind Zuschüsse für wirtschaftsnahe und Grund- 
lagenforschung. Berlin besaß in den Vorkriegsjahren eine 
beträchtliche Anzahl von Forschungsinstituten, die Weltruf 
genossen. Der Wiederaufbau der durch Kriegs- und Nac.h- 
kriegseinwirkungen zerstörten oder beschädigten Institute 
erfordert die Bereitstellung umfangreicher Mittel. Vom ERP- 
Sondervermögen sind bisher Zuschüsse in Höhe von rd. 
14 729 000 DM bereitgestellt worden. Zur Fortsetzung der 
Finanzierung begonnener Vorhaben und für neue Projekte 
sind für das Rechnungsjahr 1954 2 000 000 DM veranschlag! 
worden. 

Siehe Kontengruppe 8 
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— 

Eigenkapital finanzierungsprogramm 





a) Erwerb von Beteiligungen, beteiligungsähnlichen 
Rechten und sonstigen Vermögenswerten 

102 000 000 

— 



Es wird die Ermächtigung erteilt, anfallende DM* 
Gegenwerte aus weiteren für den gleichen Zweck ge- 
währten Wirtschaftshilfen der Vereinigten Staaten von 
Amerika im Rahmen dieser Zweckbestimmung auszu- 
geben oder in deren Höhe vertragliche Bindungen ein- 
zugehen. 




I 

b) Erwerb von Beteiligungen, beteiligungsähnlichen 
Rechten und sonstigen Vermögenswerten durch 
Umwandlung bereits gewährter Kredite 

85 000 000 


21 

— 

Kosten für die Übernahme von Beteiligungen 

500 000 

— 

22 

— 

Inanspruchnahme aus Gewährleistungs- und Bürg- 
schaftsverträgen 

5 000 000 

— 

23 

— 

Auffüllung des Bürgschaftssicherungsfonds des ERP- 
Sondervermögens 

2 500 000 

— 

24 

— 

Beteiligung an der Berliner Industriebank AG. in Höhe 
von 5 000 000 DM 

— 

— 

25 

— 

Prüfungs- und Beratungskosten 

500 000 

— 



Summe Ausgaben 

626 700 700 

; 

158 810 000 



Abschluß 

: 




Einnahmen 

189 800 700 

50 000 



Ausgaben 

626 700 700 

j 158 810 000 

! 

i 

I 

s 


Zuschuß 

436 900 000 

158 760 000 

1 
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Erläuterungen 


Zu Tit. 20 

Im Jahre 1953 hat die Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika der Bundesrepublik Deutschland unter folgenden 
Auflagen eine geschenkweise Hilfe in Höhe von 100 000 000 
DM gewährt: 

1. Die Mittel sind zum Erwerb von Beteiligungen an Berliner 
Unternehmungen zu verwenden. Sie sollen zur Stärkung 
des Eigenkapitals der Unternehmungen dienen und damit 
die Durchführung neuer Projekte ermöglichen. 

2. In Höhe von mindestens 50 000 000 DM sollen in früheren 
Rechnungsjahren gewährte Kredite des ERP-Sonderver- 
mögens in Beteiligungen umgewandelt werden, um das 
fehlende Eigenkapital der begünstigten Unternehmungen 
zu ersetzen. 

3. Einnahmen aus den Beteiligungen sowie Rückzahlungen 
aus den zu 1. und 2. genannten Beträgen sind dem gleichen 
Verwendungszweck wieder zuzuführen (hierfür sind 
2 000 000 DM bei Titel 20 a mitveranschlagt worden — 
siehe auch Kap. 3 Tit. 6 der Einnahme — ). 

4. Bei dem Erwerb einer Beteiligung dürfen in der Regel 
das ERP-Sondervermögen oder dessen Beauftragte nur 
ein Stimmrecht bis zur Höhe von 49 v. H. ausüben. Dies 
gilt auch dann, wenn der Anteil des ERP-Sonderver- 
mögens an dem Kapital eines Unternehmens 50 v. H. und 
mehr beträgt. 

zu Untertitel a 

Die veranschlagten Mittel dienen zum Erwerb von Beteili- 
gungen, beteiligungsähnlichen Rechten und sonstigen Ver- 
mögenswerten zur Erfüllung des Finanzierungsbedarfs Ber- 
liner Unternehmungen, insbesondere zur Durchführung von 
Investitionen. 

Für den Fall, daß weitere geschenkweise Dollar-Zuteilungen 
im Rahmen der amerikanischen Hilfeleistungen für Berlin 
seitens der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
gewährt werden, ist zu erwarten, daß auch die aus dieser 
Hilfe anfallenden DM-Gegenwerte für den gleichen Verwen- 
dungszweck zur V erfügung gestellt werden. Daher ist eine 
Ermächtigung zu einer derartigen Verwendung in Höhe einer 
solchen Zuteilung erforderlich. 

zu Untertitel b 

Der ausgeworfene Betrag von 85 000 000 DM dient in Höhe 
von 50 000 000 DM der Umwandlung bestehender Kredite in 
Eigenkapitalfinanzierungshilfen. 

Um das Eigenkapitalfinanzierungsprogramm in Gang zu 
setzen, mußten bereits im Rechnungsjahr 1953 35 000 000 DM 
für Kredite an Berliner Unternehmungen bereitgestellt wer- 
den, da die Übernahme von Beteiligungen wegen Fehlens 
einer Haushaltsermächtigung nicht möglich war. Diese Kre- 
dite sollen nunmehr durch den Erwerb von Beteiligungen, 
beteiligungsähnlichen Rechten und sonstigen Vermögens- 
werten abgelöst werden. 

Im übrigen wird auf Ziff. 4 des Vorworts Bezug genommen. 
Siehe Kontengruppe 2 


Zu Tit. 21 

Für die Übernahme von Beteiligungen im Rahmen des Eigen- 
kapitalfinanzierungsprogramms erhält die Berliner Industrie- 
bank eine Bearbeitungsgebühr. Ferner sind die aus der Über- 
nahme von Beteiligungen entstehenden Kosten zu erstatten. 
Soweit jedoch die Berliner Industriebank aus den übernom- 
menen Beteiligungen Gewinnerträge und Rückzahlungen er- 
hält, deckt sie die Bearbeitungsgebühr und die Kosten aus 
diesen Einnahmen. 

Siehe Kontengruppe 8 

Zu Tit. 22 

Da mit einer Fortsetzung der amerikanischen Wirtschafts- 
hilfe in der bisherigen Höhe nicht gerechnet werden kann, 
sollen Kreditgewährungen aus Mitteln des Kapitalmarktes 
dadurch ermöglicht werden, daß das ERP-Sondervermögen 

Rnrrrc/4iaffün in c * 1 /-*V» r\ r-* liKornimmf in rionnn f \ 1 P 

Kreditnehmer zur Stellung bankmäßiger Sicherheiten nicht 
oder nicht in dem erforderlichen Umfange in der Lage sind. 
Die Übernahme der Bürgschaften erfolgt im Rahmen einer 
besonderen gesetzlichen Ermächtigung. 

Die veranschlagten Mittel sind zur Deckung etwaigei Inan- 
spruchnahmen des ERP-Sondervermögens aus solchen Ge- 
währleistungs- und Bürgschaftsverträgen vorgesehen. 

Siehe Kontengruppe 8 

Zu Tit. 23 

Die Mittel dienen zur Auffüllung des Bürgschaftssicherungs- 
fonds, der in Höhe von 200 000 000 DM zur Deckung der vom 
Land Berlin übernommenen Bürgschaften gebildet worden 
ist (vgl. Erläuterungen zu Kap. 3 Tit. 8 der Einnahme). 

Siehe Kontengruppe 0 

Zu Tit. 24 

Nach den Erläuterungen zu Epl. V aoH Kap. 1 a Tit. 20 — 
Rechnungsjahr 1952 — waren Mittel für eine im Rahmen der 
Kapitalerhöhung erfolgende Beteiligung des ERP-Sonderver- 
mögens an der Berliner Industriebank ÄG. vorgesehen. Diese 
Beteiligung ist im Rechnungsjahr 1953 erfolgt. 

Siehe Kontengruppe 4 

Zu Tit. 25 

Zur Beurteilung der aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 
bereits finanzierten oder noch zu finanzierenden Investitions- 
projekte, insbesondere auch aus Gründen der dem Verwalter 
des ERP-Sondervermögens obliegenden Kreditüberwachung, 
sind fachliche Gutachten erfordernd!. Darüber hinaus sollen 
Berliner Unternehmungen durch Beratungen gefördert werden. 
Siehe Kontengruppe 8 
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Gegenstand 


Betrag 

für 

1954 


Betrag 

für 

1953 


Bundes- 

haushalts- 

plan 


MS A-Wirt schaftshilfe 

Anleihe der Export-Import-Bank, 
Washington 


A 24 05 


I. Einnahme 


Zinsen von Darlehen 


Tilgungen von Darlehen 


Summe Einnahmen 


1 685 000 


1 685 000 


3 904 000 


3 904 000 


A 24 05 


II. Ausgabe 


Kredite 


Ausgaben dürfen nur in Höhe der Einnahmen bei Kap. 4 
geleistet und bis zur Höhe etwaiger Mehreinnahmen 
überschritten werden. 


Summe Ausgaben 


1 685 000 


1 685 000 


3 904 000 


3 904 000 


Abschluß 


Einnahmen 

Ausgaben 


1 685 000 
1 685 000 


3 904 000 
3 904 000 
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Erläuterungen 


6 


Zu Kap. 4 

Vgl. Vorwort Ziff. 6 


I. Ein nahm e 


Zu Tit. 1 

Aus der Anleihe von 16 900 000 $ (70 980 000 DM) sind nach- 
stehende Kredite gewährt worden: 


a) an die Deutsche Bundesbahn 40 000 000 DM 

b) für Rcmontage 30 000 000 DM 

c) für Lagerhäuser u. dgl 980 000 DM 

70 980 000 DM 


(Vgl. Bundcshaushaitspian 1952, Epl. V aoH Kap. 1 b) 

Der der Deutschen Bundesbahn gewährte Kredit von 
40 000 000 DM ist bis zum 31. Dezember 1955 unverzinslich. 
Die veranschlagten Zinsen entfallen demnach nur auf die in 
Höhe von 30 980 000 DM gewährten Kredite. 

Siehe Kontengruppe 9 

Zu Tit. 2 

Im Rechnungsjahre 1954 ist mit einem Tilgungsaufkommeu 
nicht zu rechnen, da den Kreditnehmern lilgungsfreie Jahre 
eingeräumt wurden. 

Siehe Kontengruppe 9 


II. Ausgabe 

Zu Tit. 1 

Veranschlagt sind Kredite an: 

a) die deutschen freien Wohlfahrtsver- 
bände für Investitionen 1 000 000 DM 

b) Vertriebenen- und Flüchtlingsbctriebe 

der gewerblichen Wirtschaft 685 000 DM 


1 685 000 DM 

zu Buchst, a 

Um die Wohlfahrtsver bände in ihren Bemühungen um uen 
Auf- und Ausbau ihrer dem Allgemeinwohl dienenden An- 
stalten zu unterstützen, ist vorgesehen, aus dem Zinsauf- 
kommen aus der Verwendung der MSA- Anleihe Kredite zu 
besonders günstigen Bedingungen zu gewähren. 

zu Buchst, b 

Die Mittel dienen zur Fortlührung der aus dem ERP-Sonder- 
verinögen finanzierten Investitionsprogramme. Sie sollen zu 
den gleichen für Vertriebenen- und Flüchtlingskredite aus 
dem ERP-Sondcrvermögen geltenden Bedingungen gewährt 
werden. 

Siehe Kontengruppe 9 


27 



Abschluß 


Kap. 

Gegenstand 

Einnahmen 

Ausgaben 

Uberschuß 

Zuschuß 



DM 

DM 

DM 

DM 

1 

ERP-Sondervcrmögen — Allgemeiner Teil — 

494 600 000 

1 1 955 000 

482 645 000 

_ 

2 

ERP-Sondervermögen — Teil Bundesrepublik — 

803 883 000 

849 628 000 

— 

45 745 000 

3 

ERP-Sondervermögen — Teil Berlin — 

1 89 800 700 | 

626 700 700 



436 900 000 



1 488 283 700 

1 488 283 700 

482 645 000 

482 645 000 

4 

MSA- Wirtschaftshilfe 

Anleihe der Export-Import-Bank Washington 

t 685 000 

1 685 000 







1 489 968 700 

1 489 968 700 

482 645 000 

482 645 000 
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